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6 AZR 269/86
9 Sa 530/85 Rheinland-Pfalz
Verkündet am 

August 1988
Stöcker,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom .4, August 1988 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Röhsler, die Richter Schneider und Dörner sowie 
die ehrenamtlichen Richter Ostkamp und Dr. Hoffmann für Recht
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1. Die Revision der Klägerin gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Rheinland-Pfalz vom 25. September 
1985 - 9 Sa 530/85 - wird zurückge­
wiesen .

2. Die Klägerin hat die Kosten der 
Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Klägerin ist in dem Städtischen Kinder- und Jugendwohn­
heim der Beklagten als Erzieherin beschäftigt. Auf das Arbeits­
verhältnis findet kraft beiderseitiger Tarifbindung der Bundes- 
Angestelltentarifvertrag (BAT) Anwendung.

In dem Jugendheim sind etwa 20 Mitarbeiter beschäftigt. Die 
Klägerin arbeitet in einem Gruppenteam von etwa drei bis vier 
Personen, das an allen Wochentagen nach einem Schichtplan einge­
setzt wird. Um die wöchentliche Stundenzahl von 40 Stunden nach 
§ 15 Abs. 1 BAT einzuhalten, wechselt jeweils ein Block, beste­
hend aus mehreren Tagen Arbeitszeit, Arbeitsbereitschaft und sich 
unmittelbar anschließender Arbeitszeit, mit mehreren Tagen Frei­
zeitausgleich .

Bis Mai 1982 behandelte die Beklagte die Klägerin und die 
übrigen Schichtdienstleistenden ebenso wie die Angestellten der 
allgemeinen Verwaltung und verminderte die wöchentliche Arbeits­
zeit um acht auf 32 Stunden dann, wenn ein gesetzlicher Wochen­
feiertag in den Freizeitausgleich fiel.
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Nach einer Rüge des Rechnungsprüfungsamtes änderte die Be­
klagte diese Praxis und berücksichtigte die in einen Freizeit­
block fallenden Wochenfeiertage nicht mehr als arbeitszeitmin­
dernd für die Klägerin.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, s 
zeitmäßig den Arbeitnehmern gleichzustellen, die 
arbeit leisteten. Falle bei diesen ein Wochenfeie 
mindere sich die tatsächliche Wochenarbeitszeit a 
ohne Rückwirkung auf die Höhe der Vergütung. Fall 
ihr ein Wochenfeiertag in den Freizeitblock, müss 
in der Woche durchschnittlich 40 Stunden arbeiten 
derter- gesellschaftlicher Anschauungen dienten di 
tage nicht mehr der religiösen Sammlung und Ruhe, 
wiegend der Erholung und Entspannung. Diese Mögli 
auch ihr eingeräumt werden. Darüber hinaus habe d 
der Änderung der Berechnung gegen § 75 Abs. 3 Nr. 
Landespersonalvertretungsgesetzes verstoßen.

ie sei arbeits- 
keine Schicht- 
rtag an, so ver- 
uf 32 Stunden, 
e dagegen bei 
e sie gleichwohl 
. Aufgrund geän- 
e Wochenfeier­
sondern über- 

chkeit müsse 
ie Beklagte bei 
1 und § 69 des

Die Klägerin hat beantragt
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet sei, 
ihr auch dann Freizeitausgleich nebst Zeitzuschlag 
zu gewähren, wenn ein Wochenfeiertag von ihrem 
Schichtdienst nicht erfaßt werde, und zwar auf 
Antrag in der darauf folgenden oder in der laufen­
den Woche.

4 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, die Sollarbeitszeit der Klägerin ergebe sich aus 
§ 15 BAT. Ihre wöchentliche Arbeitszeit werde jeweils eine VJoche 
im voraus durch Dienstplan festgelegt. Arbeite sie an einem Wo­
chenfeiertag, so erhalte sie neben der Vergütung einen Zuschlag 
von 135 %. Auf Antrag erhalte sie - soweit es der Dienstbetrieb 
zulasse - einen Freizeitausgleich und einen Zuschlag in Höhe von 
35 %. Ein Verstoß gegen das Landespersonalvertretungsgesetz liege 
schon deshalb nicht vor, weil insoweit eine tarifliche Regelung 
bestehe. Auch sei keine tarifliche, von der Rechtsprechung aus­
zufüllende Regelungslücke gegeben. § 15 Abs. 6 BAT enthalte für 
die Fälle, bei denen an einem Wochenfeiertag dienstplanmäßig ar­
beitsfrei sei, keine Regelung, weil ein Ausgleich für diese Tage 
nicht in Frage komme. Auch eine Verletzung des Gleichheitssatzes 
liege nicht vor, da auch für die nicht in Schichtdienst arbeiten­
den Arbeitnehmer kein Ausgleich stattfinde, wenn ein Wochenfeier­
tag auf einen Samstag oder Sonntag falle.

Das Arbeitsgericht hat der Klage entsprochen. Auf die Be­
rufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Klage ab­
gewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren Klagean­
trag weiter. Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Klägerin hat keinen An­
spruch darauf, für einen in ihre Freizeit fallenden Wochenar­
beitstag Freizeitausgleich nebst Zeitzuschlag zu erhalten.
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I. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit betrage nach § 15 Abs. 1 BAT durch­
schnittlich 40 Stunden. Dies gelte, wie sich aus § 15 Abs. 1 
Satz 3 BAT ergebe, auch für Angestellte, die ständig Wechsel­
schicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben. Die Klägerin er­
bringe daher die arbeitsvertraglich von ihr geschuldete Leistung, 
wenn sie nach den für sie bestehenden Dienstplänen durchschnitt­
lich 40 Stunden Schichtarbeit in einer Woche leiste, gleichgültig 
ob ein Wochenfeiertag in diese Woche falle oder nicht. Die Vor­
schrift des § 15 Abs. 6 BAT sei dagegen nicht anwendbar, weil die 
Klägerin nicht etwa Ausgleich für an einem Wochenfeiertag gelei­
stete Arbeit verlange, sondern für eine an einem gewöhnlichen 
Arbeitstag geschuldete und erbrachte Arbeitsleistung. Ein derar­
tiger Anspruch ergebe sich auch nicht aus einer Regelungslücke 
des § 15 Abs. 6 BAT, die unter Beachtung des;Gleichheitsgrund­
satzes des Art. 3 GG von den Arbeitsgerichten ergänzend ausge­
füllt werden müsse. Zwar seien die Arbeitsgerichte zur Lücken­
feststellung und deren Ausfüllung auch bei Tarifverträgen befugt. 
Hätten die Tarifvertragsparteien jedoch einen Tatbestand bedacht 
und von einer Regelung abgesehen, weil daraus keine Ansprüche 
hergeleitet werden sollen, so scheide eine Lückenfüllung durch 
den Richter aus. Aus der Regelung in § 15 Abs. 1 Satz 1 in Verb, 
mit § 15 Abs. 6 BAT sei der Wille der Tarifvertragsparteien zu 
erkennen, daß Feiertage die wöchentliche Arbeitszeit nicht gene­
rell ohne Rücksicht darauf, ob ein Arbeitnehmer an diesem Tage 
arbeiten müsse oder nicht, minderten.
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Die tarifvertragliche Regelung führe auch nicht zu einer 
rechtlichen Ungleichbehandlung der Klägerin gegenüber anderen 
Arbeitnehmern. Gegenüber anderen Schichtarbeit leistenden Arbeit­
nehmern mache sie selbst keine Benachteiligung geltend. Hinsicht­
lich eines Vergleiches mit den übrigen Arbeitnehmern läge keine 
sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung der Klägerin 
vor, da die zugrundeliegenden Sachverhalte nicht vergleichbar 
seien. Schließlich entstehe auch nach § 1 Feiertagslohnzahlungs­
gesetz ein Anspruch auf Zahlung des Arbeitsverdienstes nur für 
die Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen Feiertages aus­
fällt, so daß eine dienstplanmäßige Freistellung von der Arbeit 
an einem Wochenfeiertag den Anspruch auf Feiertagsvergütung aus­
schließe .

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der re­
visionsrechtlichen Überprüfung stand.

1. Die regelmäßige Arbeitszeit der Klägerin beträgt gemäß § 15 
Abs. 1 Satz 1 und 2 BAT im Durchschnitt von acht Wochen 40 Stun­
den wöchentlich. Der Umstand, daß die Klägerin Schichtarbeit lei­
stet, ändert hieran nichts. Das ergibt sich aus § 15 Abs. 1 
Satz 3 BAT. Denn für Angestellte im Schichtdienst wird nach die­
ser Vorschrift allein der der Berechnung des wöchentlichen Durch­
schnitts zugrunde zu legende Zeitraum verlängert. Diese Regelung 
zeigt, daß keine Verminderung der regelmäßigen wöchentlichen Ar­
beitszeit für Wochenfeiertage, die auf einen Werktag fallen, ein- 
tritt. Dies zeigt sich auch daran, daß sich nach der früheren 
Fassung des BAT (§ 15 Abs. 5 a.F.) die regelmäßige Arbeitszeit
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für jeden Woehenfeiertag um die ausgefallenen oder geleisteten 
dienstplanmäßigen Arbeitsstunden verminderte, die an diesen Tagen 
geleisteten Arbeitsstunden deshalb als Überstunden abzugelten 
waren. Dagegen erhalten die Angestellten nunmehr gemäß § 1 Abs. 1 
Satz 1 Feiertagslohnzahlungsgesetz vom 2. August 1951 (BGBl I 
S. 479) für die Arbeitszeit, die i n f o l g e  eines gesetz­
lichen Feiertags ausfällt, den Arbeitsverdienst, den sie ohne den 
Arbeitsausfall erhalten hätten. Der Anspruch auf die Feiertagsbe­
zahlung erwächst jedoch nur dann, wenn allein der Feiertag Ur­
sache des Arbeitsausfalles ist (ständige Rechtsprechung des BAG, 
vgl. zuletzt SAGE 44, 160 = AP Nr. 41 zu § 1 Feiertagslohnzah- 
lungsG; BAG Urteile vom 13- April 1988 - 5 AZR 580/87 - und 
22. Juni 1988 - 5 AZR 383/87 - unveröffentlicht). Der gesetzliche 
Anspruch entsteht dagegen nicht, wenn der Arbeitsausfall auf an­
deren Gründen beruht, etwa weil der Angestellte an diesem Tag 
dienstplanmäßig freigestellt ist (BAG, aaO). Daraus folgt, daß 
die Klägerin ihren Anspruch auf zusätzliche Freistellung nebst 
Zeitzuschlag, wenn sie an einem Wochenfeiertag dienstplanmäßig 
freigestellt worden ist, jedenfalls nicht auf § 15 Abs. 1 BAT in 
Verb, mit dem Feiertagslohnzahlungsgesetz stützen kann.

2. Ein derartiger Anspruch folgt auch nicht aus § 15 Abs. 6 
Unterabs. 2 BAT. Danach soll die dienstplanmäßige bzw. betriebs- 
Ubliche Arbeit an einem Wochenfeiertag auf Antrag des Angestell­
ten durch eine entsprechende zusammenhängende Freizeit an einem 
Werktag der laufenden oder der folgenden Woche unter Fortzahlung 
der Vergütung und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen aus­
geglichen werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Ver-
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hältnisse dies zulassen. Die Klägerin macht aber keinen Anspruch 
auf Ausgleich für an einem Wochenfeiertag geleistete Arbeit gel­
tend, sondern verlangt einen Ausgleich für die dienstplanmäßig an 
einem Wochenfeiertag gewährte Freizeit. Ein solcher Anspruch ist 
aber in § 15 Abs. 6 Unterabs. 2 BAT gerade nicht gewährt worden.

3. Der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch ergibt sich 
schließlich nicht aus einer wegen einer Regelungslücke unter Be­
achtung des Gleichheitsatzes des Art. 3 GG vorzunehmenden ergän­
zenden Auslegung des § 15 Abs. 1 und 6 BAT.

a) Die Arbeitsgerichte sind zwar zur Lückenfeststellung und 
-ausfüllung von Tarifverträgen berechtigt, allerdings nur, wenn 
es sich um eine "planwidrige Unvollständigkeit" handelt (BAG Ur­
teil vom 3- Juni 1966 - 3 AZR 18/66 - AP Nr. 112 zu § 242 BGB 
Ruhegehalt; Wiedemann/Stumpf, TVG, 5. Aufl., § 1 Rz 416). Haben 
die Tarifvertragsparteien dagegen einen Tatbestand bedacht und 
daraus keine Folgerungen gezogen, insbesondere keine Ansprüche 
auf dieser Grundlage gewährt, scheidet eine richterliche.Lücken­
ausfüllung aus. Anderenfalls würden die Gerichte für sich Befug­
nisse in Anspruch nehmen, die nach dem TVG allein den Tarifver­
tragsparteien Vorbehalten sind (Wiedemann/Stumpf, aaO, Rz 417).

b) Wie sich aus § 15 Abs. 1 Satz 1 in Verb, mit § 15 Abs. 6 BAT 
ergibt, haben die Tarifvertragsparteien Ansprüche auf Ausgleich 
und Vergütung nur für an Wochenfeiertagen geleistete Arbeit ge­
währen wollen, nicht aber für an diesen Tagen dienstplanmäßig 
gewährte Freizeit. Die Tarifvertragsparteien haben demnach, wie
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insbesondere auch die Regelung in § 15 Abs. 6 Unterabs. 1 Satz 4 
BAT zeigt, das Problem der Arbeit an Wochenfeiertagen gesehen.
Sie haben dafür Regelungen über den Ausgleich für den "Verlust 
der Freizeit" getroffen, aber keinen zusätzlichen Ausgleich ge­
währt, wenn ein solcher "Freizeitverlust" mangels Arbeitsleistung 
an einem Wochenfeiertag nicht eingetreten ist.

c) Die hier möglicherweise auftretende Ungleichheit ist zudem 
eine Folge davon, daß die Tarifvertragsparteien - im Gegensatz 
zur Klägerin - von einer Wochenarbeitszeit und nicht von einer 
Jahresarbeitszeit ausgehen. Darin liegt, wie auch die Klägerin 
selbst nicht behauptet - kein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Ein 
solcher Verstoß kommt nur dann in Betracht, wenn die Tarifver­
tragsparteien es versäumt haben, bei Abschluß des Tarifvertrages 
tatsächliche Gleichheiten oder Ungleichheiten zu berücksichtigen, 
die so bedeutsam sind, daß sie bei einer am allgemeinen Gerech­
tigkeitsdenken orientierten Betrachtungsweise hätten berücksich­
tigt werden müssen (vgl. BAG Urteil vom 1. Juni 1983 - 4 AZR 
578/80 - AP Nr. 16 zu § 23 a BAT m.w.N.). Diese Voraussetzungen 
liegen jedoch nicht vor.

4. Auch im Hinblick auf den arbeitsrechtlichen Gleichbehand­
lungsgrundsatz ist eine gerichtliche Ergänzung des Tarifvertrages 
ausgeschlossen. Dafür mangelt es schon an der von der Klägerin 
behaupteten Ungleichbehandlung gegenüber anderen vergleichbaren 
Arbeitnehmern.
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Wie die Klägerin selbst vorträgt, wird sie gegenüber anderen 
mit ihr im Städtischen Kinder- und Jugendheim in Schichtarbeit 
beschäftigten Angestellten gleichbehandelt. Soweit die Klägerin 
meint, sie werde gegenüber sonstigen Angestellten der allgemeinen 
Verwaltung, die keine Schichtarbeit leisten, ungleich behandelt, 
fehlt es bereits an vergleichbaren Sachverhalten. Im Gegensatz zu 
ihr, leisten die von ihr zum Vergleich herangez;ogenen Angestell­
ten keine Schichtarbeit. Sie übersieht darüber hinaus, daß auch 
bei den Angestellten, Hie keine Schichtarbeit leisten, Wochen­
feiertage zu keinem zusätzlichen Ausgleich führen, wenn an diesen 
aus anderen Gründen, etwa weil sie auf einen Samstag oder Sonntag 
fallen, keine Arbeit geschuldet wird. Es mag zwar zutreffen, daß 
bei der vorhandenen Regelung Grenz- und Härtefälle auftreten, die 
sich bei einer abstrakten Regelung jedoch nie gänzlich vermeiden 
lassen. Der Gleichbehandlungsgrundsatz wird dadurch aber noch 
nicht verletzt (BAG Urteil vom 1. Juni 1983 - 4 AZR 566/80 - AP 
Mr. 5 zu § 61 1 BGB Deputat).

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Dr. Röhsler Dörner Schneider
Ostkamp Dr. Hoffmann
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